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Zusammenfassung 

Diese Veröffentlichung stellt eine von sechs Analysen sekto-
renübergreifender Herausforderungen für Wasser-Gover-
nance dar, die als Teil des STEER-Forschungsprojekts durch-
geführt wurden und deren Resultate in separaten Analysen 
und Stellungnahmen vorliegen. 

Der Abbau von Mineralien und Metallen geht mit einem 
großen Wasserfußabdruck einher, sowohl im Hinblick auf 
die Ressourcen, die für den Abbau selbst benötigt werden, 
als auch im Hinblick auf die Einleitung schadstoffbelasteter 
Abwässer in Flussläufe. Diverse politische Steuerungsin-
strumente zielen darauf ab, die negative Auswirkungen 
des Bergbaus auf Wasserressourcen und Bevölkerungs-
gruppen zu mildern, welche von diesen Ressourcen abhän-
gig sind. Hierzu gehören Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen (UVPs), die Einbindung von Stakeholdern in Planungs-
prozesse sowie ökonomische Anreize für Abwasserbe-
handlung noch auf dem Minengelände. Ob und wie diese 
Instrumente umgesetzt werden, hängt vom nationalen, 
regionalen und lokalen Kontext ab, da jedes Instrument 
auf einer Reihe von Voraussetzungen aufbaut. Um die 
Wirksamkeit dieser Instrumente zu beurteilen, bedarf es 
daher einer fundierten Analyse des Governance-Systems, 
in dem sie eingesetzt werden. 

Die vorliegende Veröffentlichung untersucht diese Zusam-
menhänge für die Mongolei. Sie betrachtet die Einbezie-
hung von Stakeholdern und die Schaffung von Anreizen 
für die Abwasserbehandlung als Schlüsselstrategien zur 
Verbesserung der Koordination. Zudem richtet sie beson-
deres Augenmerk auf die personellen und finanziellen Ka-
pazitäten der nachgeordneten Verwaltungseinheiten so-
wie auf die Verfügbarkeit wasserbezogener Informationen 
als wesentliche Voraussetzungen für wirksame Gover-
nance im Bereich der natürlichen Ressourcen. 

Wir stellen fest, dass das mongolische Gesetz die Einbin-
dung von Stakeholdern mehrfach vorsieht, vor allem durch 
Multi-Stakeholder-Plattformen (River Basin Multi-Stake-
holder Platforms, RB-MSPs) und Anhörungen betroffener 
Bevölkerungsgruppen im Zuge der UVP-Verfahren. In der 
Praxis besteht die RB-MSP oft primär aus Mitarbeiter*in-
nen unterer Verwaltungsebenen und Anhörungen be-
troffener Bevölkerungsgruppen finden selten statt. Bezüg-
lich ökonomischer Anreize für Abwasserbehandlung, hat 
die Mongolei im Sommer 2019 Änderungen des Gesetzes 
über Wasserverschmutzungsgebühren verabschiedet und 
arbeitet an Umsetzungsrichtlinien. Hier liegen die Heraus-
forderungen darin, Ausgangswerte in Bezug auf Wasser-
qualität zu bestimmen und eine unabhängige Proben-
ahme und -analyse zu garantieren. Begrenzte personelle 
und finanzielle Kapazitäten der nachgeordneten Behörden 
erschweren dies. 

Wir empfehlen 

• die Beteiligung des Privatsektors und der Zivilgesell-
schaft in RB-MSPs zu erhöhen und hierbei Unter-
schiede im sozioökonomischen Status mitzudenken,
um gleichberechtigte Diskussionen zu gewährleisten. 

• die Durchführung öffentlicher Anhörungen als Teil von
UVPs sicherzustellen und Verwaltungsverfahren (Lizen-
sierung, UVP-Abnahmen) transparent zu gestalten. 

• die öffentliche Verfügbarkeit von Wasserdaten zu ver-
bessern

• das Gesetz über Wasserverschmutzungsgebühren zü-
gig umzusetzen, um Anreize für die Behandlung von
Bergbauabwässern vor Ort zu schaffen. 

• die Mittel für nachgeordnete Verwaltungsorgane auf-
zustocken, ihre institutionellen Kapazitäten zu verbes-
sern und Mittel für RB-MSPs bereitzustellen. 
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Hintergrund 

Seit ihrem Übergang zur Marktwirtschaft in den 1990er Jah-
ren stützt sich die Volkswirtschaft der Mongolei stark auf 
den Bergbau. Der Boom der Bergbauaktivitäten hat zusam-
men mit rapider Urbanisierung zur Übernutzung und Ver-
schmutzung von Wasserressourcen geführt. Dies ist proble-
matisch, da halbnomadisch lebende Hirten auf diese Res-
sourcen angewiesen sind, um ihre Tiere zu tränken und den 
Haushaltsbedarf zu decken. Viehzucht ist die Haupter-
werbstätigkeit in ländlichen Gebieten, wo die Armutsraten 
über dem Landesdurchschnitt liegen und der Zugang zu öf-
fentlichen Dienstleistungen begrenzt ist. Studien bestäti-
gen den Zusammenhang zwischen Bergbau und erhöhten 
Schwermetallgehalten in Flüssen sowie im Gewebe von Fi-
schen (z.B. Karthe et al., 2017; Kaus et al., 2017). 

In den vergangenen Jahren hat die Mongolei mehrere Ge-
setze zur Minderung der negativen Auswirkungen des Berg-
baus verabschiedet. An ihrer Umsetzung sind zahlreiche Ak-
teur*innen beteiligt, über die Abbildung 1 einen Überblick 
gibt. Das Ministerium für Bergbau und Schwerindustrie und 
seiner Durchführungsorganisation, der Behörde für Boden-
schätze und Erdöl, nehmen die Vergabe von Bergbaulizen-
zen vor. Die Abnahme von UVPs, welche Voraussetzung für 
eine Bergbaulizenz ist, sowie Wasser-Governance im Allge-
meinen fallen in die Zuständigkeit des Ministeriums für Um-
welt und Tourismus. Auf Ebene der Einzugsgebiete sind 
Flussgebietsbehörden (River Basin Authorities, RBAs) für die 
Erstellung von Managementplänen zuständig, die vom Mi-
nisterium genehmigt werden. 

Das Wassergesetz sieht die Schaffung von RB-MSPs vor, die 
Stakeholder aus lokalen Verwaltungen, dem Privatsektor, 
der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft zusammenbrin-
gen, um Prioritäten für die Bewirtschaftungspläne auszu-
handeln und die Arbeit der RBA zu bewerten. Die regionalen 
und kommunalen Verwaltungen spielen eine Rolle bei der 

Durchsetzung von Umweltschutzgesetzen und der Erhe-
bung von Wassernutzungsgebühren.  

Die in dieser Veröffentlichung dargestellten Koordinations-
herausforderungen und Lösungsstrategien wurden in Work-
shops und rund 50 Interviews (mit Wissenschaftler*innen, 
Regierungsvertreter*innen verschiedener Ebenen, Vertre-
ter*innen der Zivilgesellschaft und Regierungsberater*in-
nen) im Rahmen des STEER-Projekts identifiziert und präzi-
siert. Die spezifischen Empfehlungen waren zudem Gegen-
stand eines Workshops in Ulaanbaatar im Oktober 2019 mit 
Vertreter*innen des Wasser- und Bergbausektors. Die For-
schungsaktivitäten konzentrierten sich auf die Flusseinzugs-
gebiete des Kharaa und des Yeroo im Norden der Mongolei, die 
sich über fünf Verwaltungsprovinzen (aimag) und eine Reihe 
von Bezirken (sum) erstrecken. 

Koordination in Theorie und Praxis 

Nicht alle Koordinationsinstrumente, die der mongolische 
Gesetzesrahmen vorsieht, werden in der Praxis wie vorge-
schrieben umgesetzt. Während vertikale Koordination in-
nerhalb des öffentlichen Wassersektors gut funktioniert 
(z.B. zwischen RBAs und dem Ministerium für Umwelt und 
Tourismus), ist sektorübergreifende Koordination noch rar. 

1. Lizensierung und UVPs

Das Lizenzierungsverfahren für die Mineral- und Metallge-
winnung ist ein Schlüsselinstrument öffentlicher Koordina-
tion. Zu ihm gehört eine verpflichtende UVP, die öffentliche 
Anhörungen betroffener Bevölkerungsgruppen einschließt. 
Es beinhaltet auch die Erstellung von Umweltmanagement-
plänen, die jährlich zu aktualisieren sind. Ihre Umsetzung 
wird von einem Inspektionsteam kontrolliert, das im Falle 
der Nichteinhaltung des Plans oder allgemeiner gesetzlicher 
Regelungen einstweilige Verfügungen gegen das Bergbau-
unternehmen erlassen kann. 

Abbildung 1: Schlüsselakteur*innen im Bereich Bergbau- und Wasser-Governance 

Quelle: Autorinnen 
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Das Lizenzierungsverfahren für den Abbau von minerali-
schen und metallischen Ressourcen wird jedoch kritisiert 
aufgrund fehlender Transparenz und unzureichender Quali-
tätskontrolle für UVPs. Öffentliche Anhörungen finden im 
Rahmen des UVP-Verfahrens nur selten statt. Wenn doch, 
stellt die Anhörung den Berichten von Betroffenen zufolge 
eher eine Informationsveranstaltung über geplante Berg-
bauaktivitäten dar als eine Gelegenheiten, Bedenken vorzu-
bringen. Tatsächlich gaben mehrere Befragte an, dass Ent-
scheidungen über Bergbauprojekte in der Regierungshierar-
chie weiter oben getroffen werden, ohne Einbezug der Mei-
nungen örtlicher Amtsträger oder Bürger. Diese Aussagen 
spielen auf Praktiken an, welche auf der Suche nach dem in-
dividuellen Vorteil beruhen, und die die wirksame Durchset-
zung von Umweltschutzmaßnahmen (z.B. durch Inspektio-
nen von Minen und einstweilige Verfügungen) behindern. 
Aufgrund dieser Praktiken ist das öffentliche Vertrauen in 
die Wirksamkeit von Regierungsprozessen gering. Der Man-
gel an Transparenz betrifft auch die Abnahmeverfahren von 
UVPs, welche hinter verschlossenen Türen stattfinden und 
deren Sitzungsprotokolle nicht öffentlich zugänglich sind. 
Ebenso sind die Ergebnisse von Mineninspektionen sowie 
die in einem Flusseinzugsgebiet erteilten Bergbau- und 
Wassernutzungslizenzen nicht öffentlich einsehbar. Behör-
den beklagen zudem, dass mangelnde Finanzmittel die Effi-
zienz und Reichweite von Inspektionen einschränken. 

2. Flussgebietsplanung und Multi-Stakeholder-Foren

Auf Ebene der Flusseinzugsgebiete stellen Bewirtschaftungs-
pläne den Zustand der Wasserressourcen dar und legen Maß-
nahmen zur Sicherung ihrer Qualität und Quantität fest. RB-
MSPs nehmen zu diesen Plänen Stellung und sollen zu ihrer 
Umsetzung informiert werden. Der Mangel an Daten stellt 
diese Prozesse vor Herausforderungen. Zwar wurden Labor-
kapazitäten auf Provinzebene erhöht, jedoch werden noch 
immer nicht alle Teileinzugsgebiete überwacht, und rele-
vante Parameter, wie z.B. Schwermetalle, werden nicht regel-
mäßig geprüft. Dies behindert die Erstellung der Bewirtschaf-
tungspläne, die zuverlässige und umfassende Daten benöti-
gen, um notwendige Maßnahmen festzulegen. Eine zentrale 
Datenbank, die solche Daten enthält, wird selten aktualisiert, 
so dass auch Bürger*innen kaum an aktuelle Informationen 
über die Wasserqualität in ihren Regionen kommen. 

Die Zusammensetzung der RB-MSPs variiert von Einzugsge-
biet zu Einzugsgebiet, und die gemeinsame RB-MSP von 
Kharaa und Yeroo besteht fast ausschließlich aus unterge-
ordneten Regierungsvertretern. Dies ist für die Koordina-
tion im öffentlichen Sektor von Vorteil, macht die RB-MSP 
aber untauglich als Diskussionsplattform für divergierende 
Interessen von Wassernutzern. Vor diesem Hintergrund 
wurde 2019 eine neue Richtlinie (A/157) verabschiedet, die 
Quoten für verschiedene Wassernutzergruppen vorsieht. Im 
Kharaa-Yeroo-Einzugsgebiet ist die Richtlinie noch nicht 
umgesetzt worden. Sie ignoriert zudem zwei weitere Prob-
leme der RB-MSPs: Diese erhalten keine öffentlichen Mittel 
und sind daher auf freiwillige finanzielle Unterstützung von 
Provinzgouverneuren oder Entwicklungsagenturen zur Fi-
nanzierung ihrer Treffen angewiesen (Dombrowsky, 
Lkhagvadorj & Schoderer, 2018). Zudem müssen einige 

Mitglieder aufgrund der großen Ausdehnung der Flussein-
zugsgebiete und dem schlechten Zustand der Straßen meh-
rere Stunden Reisezeit und vergleichsweise hohe Kosten auf 
sich nehmen, um an einem Treffen teilzunehmen. 

3. Erhebung von Gebühren

Der gegenwärtige gesetzliche Rahmen sieht vor, dass Un-
ternehmen eine Gebühr für Wassernutzung, sowie für die 
Einleitung von Abwasser zahlen. Diese Gebühr berücksich-
tigt jedoch nicht, welche Schadstoffbelastung das Abwasser 
enthält. Um Anreize für die Abwasserbehandlung auf dem 
Minengelände selbst zu schaffen, wurde 2019 das Gesetz 
über Wasserverschmutzungsgebühren verabschiedet, wel-
che sich am Schadstoffgehalt der Abwässer orientieren. Die 
Behörden ringen jedoch noch mit der Umsetzung der Vor-
gaben – z.B. damit, wie eine regelmäßige und umfassende 
Probenahme garantiert werden kann, ohne Bedienstete auf 
niedrigerer Ebene oder die Provinzlabors zu überfordern. 

Die wichtigsten Herausforderungen bei der Verbesserung der 
Koordination zwischen dem Bergbau- und dem Wassersektor 
liegen nach unserer Beobachtung: (i) bei der Einbindung von 
Stakeholdern, (ii) bei der Verfügbarkeit von Wasser- und Um-
weltdaten, (iii) bei der Transparenz der Regierungsverfahren, 
(iv) bei Anreizen für Abwasserbehandlung und effiziente 
Wassernutzung und (v) bei der Finanzierung und Ausbildung 
von Mitarbeitern der unteren Ebenen, die im Wassersektor tä-
tig sind. Die Einführung von Quoten für verschiedene Was-
sernutzergruppen in RB-MSPs und die Verabschiedung des 
Gesetzes über Wasserverschmutzungsgebühren stellen erste 
Schritte dar, um diese Herausforderungen anzugehen. 

Empfehlungen 

1. Lizensierung und UVPs

Im Hinblick auf die Stakeholder-Beteiligung innerhalb des UVP-
Verfahrens bedarf es einer Präzisierung der rechtlichen Rah-
menbedingungen, z.B. zu den Fragen wer sich beteiligt (in Be-
zug auf den Umkreis der Mine), zu welchem Zeitpunkt im Ver-
fahren die Anhörung stattfindet und inwieweit die Meinungen 
und Bedenken der Bürger bei der abschließenden UVP berück-
sichtigt werden müssen (z.B. in einem Anhang, der dokumen-
tiert, wie bestimmte Bedenken in die endgültige Fassung der 
UVP eingingen). Wichtig ist auch, die Qualitätskontrolle der 
UVPs zu verbessern (z.B. indem die Protokolle von Anhörun-
gen als Beleg für die Durchführung von Konsultationen ver-
langt werden) und dass die Sitzungsprotokolle des UVP-Ge-
nehmigungsausschusses zugänglich gemacht werden, um die 
Legitimität der Regierungsverfahren zu erhöhen. 

2. Flussgebietsplanung und Multi-Stakeholder-Foren

Die Einführung von Quoten stellt einen wichtigen Schritt dar, 
um die Beteiligung von Stakeholdern an der Bewirtschaf-
tungsplanung von Flusseinzugsgebieten zu erhöhen. Dies ist 
wichtig, um die lokalen Akteur*innen für die in den Plänen 
festgelegten Maßnahmen mit in die Verantwortung zu neh-
men. Die stärkere Beteiligung des Bergbausektors und der Zi-
vilgesellschaft birgt jedoch auch das Risiko für neue Ungleich-
heiten – z.B. durch den Ausschluss von Teilnehmern aus ent-
legeneren Gebieten. Darüber hinaus verfügt der Bergbausek-
tor über beträchtliche wirtschaftliche und politische Macht, 
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was zu Ungleichgewichten in der RB-MSP führen kann. Daher 
ist eine sorgfältige Umsetzung z.B. in der Planung der Sitzun-
gen und die Zuteilung von Redemöglichkeiten nötig, um 
gleichberechtigte Beteiligung zu ermöglichen.  

Was Wasserdaten anbelangt, stellt der Mangel an Finanzmit-
teln nach wie vor ein großes Hindernis für Monitoring-Aktivi-
täten dar. Eine schnellere Verarbeitung der Daten in der ge-
meinsamen Datenbank, in der Informationen aus Datenban-
ken auf lokaler, regionaler und Flusseinzugsgebietsebene ge-
sammelt werden, wurde von allen Regierungsvertreter*innen 
gewünscht. Gegenüber einer automatischen Synchronisierung 
bestanden jedoch Bedenken, da dies die Möglichkeit zur Quali-
tätskontrolle einschränkt. Vertreter verschiedener Regierungs-
stellen auf nationaler Ebene haben jedoch ihr Interesse an ei-
nem verstärkten Datenaustausch untereinander bekundet. 
Was die öffentliche Verfügbarkeit von Umweltleistungsdaten 
(z.B. Ergebnisse von Inspektionen oder Informationen über die 
Besonderheiten einer Bergbaulizenz) betrifft, so bestehen Be-
denken hinsichtlich des Schutzes von Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen. Abhilfe könnte hier die Entfernung sensibler In-
formationen aus den Dokumenten schaffen, bevor diese der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

3. Erhebung von Gebühren

Die Verabschiedung des Gesetzes über Wasserverschmut-
zungsgebühren ist ein wichtiger Schritt, um Anreize für die Be-
handlung von Bergbauabwässern zu schaffen, bevor diese in 
Flussläufe eingeleitet werden. Die Herausforderung besteht 
darin, Schadstoffe unterschiedlichen Schädlichkeitsgrades ver-
gleichbar zu machen und mit geringen Labor- und Finanzkapa-
zität für Tests und Monitoring umzugehen. Eine mögliche Lö-
sung könnte darin bestehen, Schadstofffrachten in Schädlich-
keitseinheiten zu übersetzen und Gebühren pro Schädlichkeits-

einheit festzulegen. Indem Unternehmen selbst die Schad-
stofffracht in ihrem Abwasser berechnen und diese Angaben in 
unangekündigten Inspektionen überprüft werden, ließe sich 
der Arbeitsaufwand für die unteren Behörden begrenzen. Um 
die Finanzknappheit des öffentlichen Wassersektors einzu-
dämmen, sollten Einnahmen aus den Wasserverschmutzungs-
gebühren für diese Akteure und für Umweltschutzmaßnah-
men zweckgebunden werden. 

Zusammenfassend empfehlen wir: 

• die Quote für Stakeholder-Gruppen in den RB-MSPs mit
Blick auf den Abbau von Machtungleichgewichten um-
zusetzen. Die feste Finanzierung dieses Gremiums sollte
erwogen werden, um sicherzustellen, dass zumindest
die Reisekosten der Mitglieder gedeckt sind. 

• das Anhörungsverfahren in den UVPs zu präzisieren, v.a. in 
Bezug darauf, wer wann und in welchem Umfang zu kon-
sultieren ist. Die Qualitätskontrolle der UVPs sollte verbes-
sert und ein Nachweis der Anhörungen gefordert werden. 

• die Datenbanken verschiedener Behörden zusammenzu-
führen, um die Einspeisung von Informationen unter-
schiedlicher Verwaltungsebenen in die nationale Wasser-
datenbank zu beschleunigen. Informationen sollten für ge-
wöhnliche Bürger leicht zugänglich und verständlich sein. 

• das Gesetz über Wasserverschmutzungsgebühren zügig
umzusetzen und Einnahmen für wasserbezogene Maß-
nahmen und für Organisationen in der Wasser- und/o-
der Umweltpolitik zweckzubinden. 

• umfangreichere Finanzmittel für nachgeordnete Ver-
waltungsorgane in der Wasser- und Umweltpolitik be-
reitzustellen und die Entwicklung ihrer Kapazitäten vo-
ranzutreiben.
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